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Die Beschwerde eines PrOflings, 
der die europaische 
Eignungsprufung tuer die beim 
Europäischen Patentamt 
zugelassenen Vertreter nicht 
bestanden hat, der aber spâter 
gemass Art. 163(1 )(2) EPU 
ohne Prufung in die Liste der 
zugelassenen Vertreter 
eingetragen wurde, ist 
materiellrechtlich unzuJssig. 
Zum einen kann ein soicher 
Bewerber mangels einer 
persOnlichen und direkten 
Beschwer weder Kraft der 
aflgemeinen Grundstze des 
europaischen Patentrechts noch 
Kraft des in den Vertragsstaaten 
gultigen Verfahrensrechts das 
Ergebnis der PrOfung in Frage 
stellen, zum anderen steht der 
Anspruch auf Akteneinsicht nur 
demjenigen zu, dem er dazu 
verhelfen könnte, eine ihm 
ungünstige Entscheidung zu 
ãndem. Er besteht nicht für sich 
allein als selbstandiges Recht. 
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Beurteilung durch die 
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Sachverhalt und Antrage A 

1.1. Der Beschwerdeführer hat sich am 21., 22. und 23. November 1979 der 
ersten Eignungsprufung für die beim Europaischen Patentamt zugelassenen 
Vertreter unterzogen. 

1.2. Am 19. Mârz 1980 wurde ihm vom Präsidenten der Prufungskommission 
mitgeteilt, daI3 er die Prufung nicht bestanden habe. Gleichzeitig wurde ihm 
dargelegt, daB die Prufungsarbeiten C und D als "unzureichend" beurteilt worden 
seien und daB die anderen Arbeiten nicht ausreichten, urn insgesamt die zum 
Bestehen erlorderliche Bewertung zu erzielen. Aul3erdem wurde in dem 
Schreiben ausgefuhrt, daB es die Beurteilung gemaB Artikel 21 Absatz 2 der 
Vorschriften vom 21. Oktober 1977 über die europaische EignungsprUfung 
enthalte und daB er keine weiteren Mitteilungen uber seine Leistung in der 
Prufung erha!ten wOrde. 

1.3. Am 28. März 1980 erhob der Bewerber Beschwerde bei der 
Prufungskommission und ersuchte unter Berufung auf Artikel 21 Absatz 2 der 
genannten Vorschriften um Zusendung der beanstandeten Prüfungsarbeiten oder 
eines Auszuges oder einer eingehenden fehleraufzeigenden Beurteilung. Er fugte 
hinzu, daB seiner Ansicht nach und der guten Ordnung halber die 
Beschwerdefrist vom Tag ihrer Absendung an neu zu laufen beginnen solle. 

1.4. Der Beschwerdefuhrer beanstandet, daB er keine Einsicht in seine 
Prufungsarbeiten und deren Beurteilung durch die Kommission erhalten habe, 
was nach semen Worten "im krassen Widerspruch" mit den Bestimmungen des 
Artikels 21 Absatz 2 der Vorschriften über die europaische EignungsprUfung 
stünde. 

1.5. Am 21. Mai 1980 wurde der Beschwerdeführer dann aufgrund von Artikel 
163 Absatz 2 EPU in die Lisle der zugelassenen Vertreter eingetragen. Mit 
seinem ausdrücklichen Einverständnis wurde am 19. Juni 1980 die 
Beschwerdekammer von der Prutungskommission davon unterrichtet. 

1.6. Der Geschäftsstellenbeamte der Beschwerdekammer fragte daher am 25. 
Juli 1980 beim Beschwerdeführer an, ob er es wegen dieser neuen Sachiage 
nicht für richtig halte, die Beschwerde zurOckzuziehen. AnlaB zu dieser Frage 
hatte auch der Satz im Schreiben des Antragstellers vom 11. Juni 1980, "Sollten 
Sie es für nchtig halten, die Beschwerde zurUckzuziehen, bitte ich um Nachricht", 
gegeben. Am 29. August 1980 Iehnte der BeschwerdefQhrer die Zurücknahme 
ab, da er interessiert sei, seine Fehier persOnlich zu ertahren. 

1.7. Am 8. Oktober 1980 bat der Berichterstatter den Beschwerdeführer, genauer 
anzugeben, weicher Art - materiell oder nur moralisch - sein Interesse am 
Beschwerdeverfahren denn nunmehr noch sei. 

1.8. Am 27. Oktober 1980 antwortete der Beschwerdefuhrer von neuem, daB er 
die Beschwerde aus persanlichem Interesse führe, urn aus semen Fehiern lernen 
zu kOnnen. Er fugte hinzu: 

a) DaB die Ertahrung, die er aus dern Ergebnis der PrQfung ziehen würde, seiner 
Firma bzw. semen kunftigen Klienten dienen wurde; 
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daB er aus dem Verfahren auf jedern Fall keinen materiellen Nutzen ziehen 
wurde; 

daB sich seine Beschwerde nicht gegen das Prufungsergebnis richte, da dies 
für ihn von Anfang an von sekundärer Bedeutung war, weil der Zulassung über 
die Praxis nichts im Wege gestanden habe. 

EntscheidungsgrUnde A 

2.1. Die Beschwerde entspricht Artikel 23 (1) (2) (3) der Vorschriften vom 21. 
Oktober 1977 über die europaische Eignungsprüfung für die beim Europaischen 
Patentamt zugelassenen Vertreter. Soweit es sich urn die rein formalen 
Zulassigkeitsvoraussetzungen handelt, ist sie daher zulassig. 

2.2. Nachdern der Beschwerdeführer nach der nichtbestandenen Prüfung 
aufgrund von Artikel 163 EPU in die Liste der zugelassenen Vertreter eingetragen 
wurde, steilt sich die weitere Zulassigkeitsfrage, ob er durch die angefochtene 
Entscheidung uberhaupt noch beschwert ist, bzw. ob er an der sachlichen 
Prüfung der Beschwerde noch ein rechtlich erhebliches Interesse hat. 

2.2.1. Dazu ist vorab festzustellen, daB der Beschwerdefuhrer in seiner 
Beschwerde vom 28. März 1980 urn "Zusendung der beanstandeten 
Prüfungsarbeiten oder eines Auszuges oder einer eingehenden fehlerauf 
zeigenden Beurteilung" ersucht und in seinern Schreiben vorn 27. Oktober 1980 
ausführt, daB sich seine Beschwerde nicht gegen das Prufungsergebnis als 
soiches richte, sondern nur gegen die Verweigerung der Einsichtnahme in seine 
mit etwaigen Anmerkungen versehenen Prufungsarbeiten. 

2.2.2. Zu beurteilen ist also, ob ein Bewerber unabhangig davon, ob er die 
Prufung bestanden hat oder nicht, und ob er irn letzteren Fall die Aufhebung des 
Prufungsergebnisses beantragt oder nicht, Anspruch auf Einsicht in seine 
Arbeiten und deren Beurteilung hat. 

2.2.3. Im vorliegenden Fall ist allerdings zu bezweifeln, ob der Beschwerdeführer 
tatsächlich nur die Verweigerung der Einsicht in seine Arbeiten beanstandet, da 
er in seiner Beschwerde schreibt: "Der guten Ordnung halber sollte ... vom Tag 
der Absendung der neuen Unterlagen (an) die Beschwerdefrist neu zu laufen 
beginnen", was doch nur bedeuten kann, daB er sich die MOglichkeit einer 
Beschwerde gegen das Prüfungsergebnis - zumindest theoretisch - sichern 
wollte. 

2.3. Wie dem auch sei, stellt sich die Frage, auf weichem Grundsatz der 
Anspruch auf Einsicht in die Prüfungsakten beruht. 

2.3.1. Eine erste Rechtsgrundlage kOnnte in dern allgemeinen Anhorungsrecht 
gesucht werden. Dieser Grundsatz ist in Artikel 12 der Vorschriften vom 21. 
Oktober 1977 in Disziplinarangelegenheiten von zugelassenen Vertretern, denen 
die Verletzung einer Berufspflicht (Art. 1-3 der Vorschriften) vorgeworfen wird, 
ausdrücklich anerkannt. Er gilt überdies in alien Vertragsstaaten und hat den 
Sinn, dern Betroffenen vor einer Entscheidung die Gelegenheit zu geben, 
Steliung zu den dafür rnaBgeblichen Tatsachen zu nehmen. 

Bei Prufungen aber sind die ausschlaggebenden Tatsachen die vom Bewerber 
erbrachten Prufungsleistungen. 

Diese müssen aus sich selbst sprechen und keiner weiteren Stellungnahrne des 
PrOf lings bedürfen. Da somit der Prufling in der Regei keinen Anspruch auf 
Stellungnahrne hat, kann aus dem AnhOrungsrecht kein Recht auf eine 
Offenlegung der Arbeiten abgeleitet werden. 
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2.3.2. Ein soiches Recht kann auch nicht aus dem Zweck einer Prufung 
hergeleitet werden. Der Beschwerdeführer behauptet, daB er die Beschwerde 
auch nach seiner Zulassung als Vertreter aufrechterhalte, well er aus semen 
Fehiern lernen möchte. Der Zweck einer Prufung ist es aber, die Eignung oder 
Nichteignung eines Kandidaten für bestimmte Ausbildungsstatten oder Berufe zu 
ermittein. Informationen Ober die Fahigkeit und Kenntnisse des Bewerbers 
können nur die Leistungen während der gesamten Ausbildungszeit, sowie die 
vorangegangenen Zeugnisse vermittein. 

2.3.3. Das Recht auf Akteneinsicht steht nur demjenigen zu, dem es dazu 
verhelfen könnte, eine ihm ungunstige Entscheidung zu ändern. Es besteht nicht 
für sich allein als selbststandiges Recht. 

2.3.4. Die Regel, daB nur derjenige, der ein Rechtsschutzbedürtnis für sich in 
Anspruch nehmen kann, ein Verfahren vor einem Gericht oder einer 
gerichtahnhichen lnstanz führen kann, gilt in allen Vertragsstaaten. 

Sie geht z. B. aus O 253 und 256 der Deutschen ZPO und aus Artikel 31 NCPC 
(der französischen Neuen Zivilprozel3ordnung) hervor. Dem Artikel 107 EPU liegt 
diese Regel in Bezug auf das Verfahren vor den juristischen und technischen 
Beschwerdekammern ebenfalls zugrunde. Darüber hinaus verweist Artikel 125 
EPU für den Fall, daB das europaische Patentübereinkommen bestimmte 
Vorschriften nicht enthält, auf die ailgemein anerkannten Grundsãtze in den 
Vertragsstaaten 

2.4. Es steht im vorliegenden Fall fest, daB der Beschwerdeführer am 21. Mai 
1980 gemaf3 Artikel 163 (2) EPU in die Liste der zugelassenen Vertreter 
eingetragen wurde. Ein Unterschied zwischen eingetragenen Vertretern, je nach 
dem, ob sie sich einer Prüfung unterzogen haben oder nicht, besteht nicht. Vom 
21. Mal 1980 ab ist der Beschwerdeführer daher durch das negative Ergebnis 
seiner Prüfung nicht mehr beschwert. Sein Antrag ist somit in der Sache selbst 
als unzulassig zu verwerfen. 

ENTSCHEIDLJNGSFORMEL A 

Aus diesen Gründen wird wie folgt entschieden: 

Die Beschwerde wird als unzulassig verworfen. 

Bemerkungen und Referenzen: 

Amtsblatt Ausgabe: 1981,220 
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